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Strukturen des Engagements 
im ländlichen Raum: 
zivilgesellschaftliches 
Engagement im Umgang mit 

Dieser Beitrag präsentiert Ergebnisse eines Forschungsprojektes, in welchem anhand von 
Fallstudien dreier schrumpfender ländlicher Gemeinden aus Bayern, Sachsen-Anhalt und 
Rheinland-Pfalz gezeigt wird, wie zivilgesellschaftliche Akteur_innen mit den Folgen demo-
grafischer Veränderungen umgehen. Dazu werden zunächst Kernaspekte demografischer 
Veränderungen und zivilgesellschaftlichen Engagements in ländlichen Räumen Deutschlands 
skizziert, um dann an den Fallstudien zu prüfen, ob und wie es Engagierten aus den drei 
Dörfern gelingt, auf aktuelle Herausforderungen einzugehen.

Einleitung

-

sich selbst zu engagieren (Neu 2014) und Verantwortung zu übernehmen (Steinführer 2015), ande-
rerseits gegenüber  hrend erstere den inwohner innen l ndlicher ume zumuten, aseins-
vorsorgeaufgaben selbst zu übernehmen, betonen 
letztere das otenzial freiwilligen, zivilgesellscha -
lichen ngagements, welches im l ndlichen aum 
aus historischer radition sowie einer st r eren e-
meinwohlorientierung der Bewohner_innen vorhan-
den sei  emogra sche erausforderungen  sei es 

Orte, Krisen dar.
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nun der drohende Abbau von Infrastruktur oder die zunehmende Notwendigkeit, mit immer mehr 
Alten im rt ad uat umzugehen  stellen o , insbesondere für kleine rte, risen dar  enn diese 

risen bew ltigt werden sollen, dann bedarf es dazu passender Strukturen des ngagements  Im 
olgenden wird dargestellt, welche Strukturen des ngagements in l ndlichen rten e istieren, auf 

welche eise und wofür sich die inwohner_innen engagieren und wie risen die andscha  der 
Vereine und Initiativen im orf ver ndern k nnen

Demografische Veränderungen und Peripherisierung

Insgesamt lebten 200  im l ndlichen aum eutschlands etwa 18  der Bev lkerung auf etwas 
mehr als 0  der l che der epublik (Schl mer Spangenberg 2009  25)  abei ist der sten des 

andes deutlich st rker l ndlich gepr gt als der esten

Seit der iedervereinigung haben die l ndlichen ume in beiden eilen eutschlands eine sehr 
unterschiedliche ntwicklung genommen  In den alten Bundesl ndern nahm die Anzahl der en-
schen, die auf dem and lebten, in den 1990er ahren sogar stetig zu  iese ntwicklung stagnierte 
erst kurz vor der Jahrtausendwende, sodass es heute auch dort schrumpfende Regionen gibt. Der 
Bev lkerungsgewinn w hrend der 1990er Jahre l sst sich in den alten Bundesl ndern sowohl mit 
internationaler igration als auch mit der Binnenmigration von st nach est erkl ren. Im egen-
satz dazu sind die l ndlichen ebiete der neuen Bundesl nder seit Beginn der 1990er Jahre einem 
stetigen Bev lkerungsschwund ausgesetzt. Dieser ergab sich aus der schlechten wirtscha lichen 

age der Regionen und der niedrigen eburtenrate nach der iedervereinigung. Au erdem war 
in den ostdeutschen Bundesl ndern der egzug vom and in die St dte bzw. deren unmittelbare 
Peripherie erheblich. Inzwischen lassen sich derartige Wanderungsbewegungen jedoch in allen 
Regionen Deutschlands beobachten.

inige Autor_innen sprechen in diesem usammen-
hang von einer rise der l ndlichen R ume , weil 
der Rückgang und die Überalterung der Bevölke-
rung sowie der Rückbau, die Schlie ung und die 
Schrumpfung ö entlicher Infrastruktur die Abwan-
derung und ntleerung dieser ebiete nur noch ver-
st rken (Neu 2011  44). Barlösius und immermann 
zeichnen für diese egenden ein düsteres Bild  

Dass die Bewohner_innen l ndlicher R ume  nicht 
an der Wissensökonomie partizipieren werden, ihre 
junge  Bevölkerung aufgrund mangelnder rwerbschancen, ausgedünnter Infrastrukturen und 

zus tzlicher Benachteiligungen weiterhin abwandern wird und damit die Überalterung weiter zu-
nimmt, ist nicht mehr Prognose, sondern Realit t geworden  (Barlösius immermann 201  9). Die 
demogra schen Ver nderungen lassen sich so als eufelskreis beschreiben, welcher unter dem 
Schlagwort der Peripherisierung thematisiert wird (Beetz 2011). Zwei Drittel der Bewohner_innen 
peripherer l ndlicher R ume leben in stdeutschland, nur ein Drittel in den alten Bundesl ndern 

peripherer ländlicher Räume 
leben in Ostdeutschland, nur ein 
Drittel in den alten Bundesländern: 

periphere ländliche Räume in allen 
ostdeutschen Bundesländern.
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( aretzke Wei  2009  4). So ndet man gegenw rtig periphere l ndliche R ume in allen ost-
deutschen Bundesl ndern, vor allem in ecklenburg-Vorpommern, im Norden Brandenburgs 
und Sachsen-Anhalts, in den weit von der Landeshauptstadt entfernten Teilen Thüringens und im 

sten Sachsens. In den alten Bundesl ndern sind von Peripherisierung der sten Ba erns, Teile 
Schleswig-Holsteins, der Norden Niedersachsens sowie wenige Regionen in Rheinland-Pfalz und 
Hessen betro en ( aretzke Wei  2009  ). in besonders hohes Durchschnittsalter der Bevölke-
rung, wie in Sachsen-Anhalt (2016 lag es bei 47,5 Jahren im Gegensatz zum Bundesdurchschnitt 
von 44,3 Jahren), oder eine extrem niedrige Bevölkerungsdichte, wie in Mecklenburg-Vorpommern 
(2017 lebten dort noch 69 inwohner_innen pro uadratkilometer, im Bundesdurchschnitt sind 
es 232), sind Auswirkungen des demogra schen Wandels. 
Die zeigen sich in Bundesl ndern mit einem hohen Anteil 
an peripheren l ndlichen R umen schon heute deutlich. 
Gegenw rtig liegen zwar mehr periphere Regionen in den 
neuen Bundesl ndern, Bevölkerungsvorausberechnungen 
zeigen jedoch, dass auch in den alten Bundesl ndern pe-
riphere l ndliche R ume zunehmen und diese L nder mit 
den Problemen einer solchen Abw rtsspirale konfrontiert 
sein werden (Maretzke Wei  2009  40).

Weniger inwohner_innen führen o  zu einer Abnahme der kommunalen inanzen und damit 
h u g zum drohenden oder tats chlichen Abbau von Infrastruktur. s ist falsch, davon auszugehen, 
dass weniger Bevölkerung bedeutet, weniger Infrastruktur zu brauchen. Gerade durch die Alterung 
einer Gesellscha  entsteht ein Mehrbedarf an sozialer Infrastruktur, bspw. in orm von Alten- und 
P egeeinrichtungen. Andere Aspekte ö entlicher Daseinsvorsorge, wie Bildungseinrichtungen 
oder ein ausreichendes Angebot an ö entlichem Personennahverkehr sowie eine Versorgung mit 
Gütern des t glichen Bedarfs, werden auch von weniger inwohner_innen benötigt (Neu 2011  44).

Zivilgesellschaftliches Engagement im ländlichen Raum

Im l ndlichen Raum engagieren sich im Verh ltnis zur Bevölkerungszahl signi kant mehr Menschen 
als in St dten (Hameister Tesch-Römer 2017  569). Daten des reiwilligensurve s 2014 zeigten, 
dass sich im l ndlichen Raum mit 45,5  ein grö erer Anteil der Bevölkerung engagierte als im 
st dtischen Raum, wo sich nur 42,7  der inwohner_innen engagierten (Hameister Tesch-Rö-
mer 2017  558).1 Insgesamt ist der Anteil der Menschen, die sich freiwillig engagierten, in der Bun-
desrepublik zwischen 2009 und 2014 deutlich (von 34  auf 43.6 ) gestiegen (Vogel et al. 2017  
98). Auch hier besteht jedoch ein markanter nterschied zwischen alten und neuen Bundesl n-
dern. In Westdeutschland engagierten sich 2014 mit 44,8 % der Bevölkerung mehr Personen als in 

1 Im reiwilligensurve  wird zwischen gemeinscha lich und ö entlich aktiven und freiwillig engagierten Personen 
unterschieden. Aktive Menschen sind die, die in einem der gesellscha lichen ngagementbereiche mitmachen, 
ohne dort jedoch unbedingt freiwillige Aufgaben oder Arbeiten zu übernehmen  (Vogel et al. 2017  92). ngagier-
te Personen übernehmen dagegen freiwillige oder ehrenamtliche Arbeiten oder Aufgaben au erhalb von Beruf 
und amilie  (Vogel et al. 2017  91).

der kommunalen Finanzen 

drohenden oder tatsächlichen 
Abbau von Infrastruktur. 
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stdeutschland, dort waren es nur 38,5 % ( ausmann Simonson 2017  577). Die Daten des reiwil-
ligensurve s von 2009 zeigten, dass in den alten Bundesl ndern der Anteil der ngagierten in rten 
mit geringer Bevölkerungsdichte höher ist als in Orten mit hoher Bevölkerungsdichte. Diese Tendenz 
war in den neuen L ndern nicht zu erkennen (Gensicke Geiss 2010  26).

22,9 % der Bevölkerung Deutschlands engagieren sich mehrfach, üben also mehr als eine freiwil-
lige T tigkeit aus. Aus den Daten des reiwilligensurve s geht hervor, dass dies 2014 insbesondere 
Personen mit hohem Schulabschluss oder Schüler_innen waren (Vogel et al. 2017  109). ine alte 
Untersuchung von Jauch (1980) zeigte darüber hinaus, dass der Befund des Mehrfachengagements 
auch im l ndlichen Raum Bestand hat. Von den 600 Befragten seiner Studie waren 29 % Mitglied in 
einem, 14 % in zwei und 12 % in drei und mehr Vereinen. Jauch konnte au erdem belegen, dass 
die mter in Vereinen zu einem sehr gro en Teil von Alteingesessenen (zu 69 %) und nur zu einem 
geringen Teil (13 %) von Hinzugezogenen bekleidet wurden (Jauch 1980  54).

Die Hauptbereiche des ngagements in Vereinen lassen sich ebenfalls gut anhand des reiwilligensur-
ve s veranschaulichen. In allen Regionen ist der Bereich Sport und Bewegung  klarer avorit unter 
den Bereichen des ngagements (Vogel et al. 2017  114). igene Anal sen der Daten des reiwilligen-
surve s 2009 zeigten, dass in den l ndlichen Regionen Westdeutschlands der zweitst rkste Bereich 

irche und Religion  war, in Ostdeutschland dagegen Schule und indergarten . Beide Bereiche 
spielten jeweils im anderen Teil des Landes nur eine untergeordnete Rolle. In Ostdeutschland folgte 
als drittes der Bereich Soziales , ebenfalls viel bedeutender als in Westdeutschland, w hrend es 
dort der Bereich reizeit und Geselligkeit  war. s ergibt sich so ein Bild, nachdem ngagement in 
den alten Bundesl ndern vor allem auf reizeitgestaltung ausgerichtet ist, w hrenddessen es in den 
neuen Bundesl ndern auch stark zur Mitgestaltung 
sozialer und politischer Infrastruktur genutzt wird. 
Sowohl die Autor_innen des Berichts zum Freiwil-
ligensurvey als auch Klie (2013) führten die grö-

ere Bedeutung des ngagements auf dem Land 
auf deren exklusive Rolle für die Freizeitgestaltung 
und Kontaktmöglichkeiten zurück  W eil auf dem 
Lande weniger institutionelle und kommerzielle 
Angebote verfügbar sind, gew hrleistet hier das 
Bürgerengagement ein besonders wichtiges Stück 
sozialer Lebens ualit t  (Gensicke Geiss 2010  26).

Seit der n uete-Kommission des Bundestages zur Zukun  des Bürgerscha lichen ngagements  
im Jahr 1999 setzen sich politische Akteur_innen für eine St rkung zivilgesellscha lichen ngage-
ments ein. Dies drückt sich unter anderem in der Gründung und Unterstützung des Bundesnetz-
werks Bürgerscha liches ngagement aus. Gleichzeitig gewinnt zivilgesellscha liches ngagement 
insbesondere im l ndlichen Raum an Bedeutung für den rhalt und die Sicherung ö entlicher 
Infrastruktur (Bundesregierung 2010  30). Teilweise (etwa beim ö entlichen Personennahverkehr) 
wird von politischen Akteur_innen auch zur zivilgesellscha lichen Kompensation vom Verlust be-
drohter Infrastruktur aufgerufen (Bundesregierung 2010  38).
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Es ergibt sich so ein Bild, nachdem 
Engagement in den alten 
Bundesländern vor allem auf 
Freizeitgestaltung ausgerichtet 
ist, währenddessen es in den 
neuen Bundesländern stark zur 
Mitgestaltung sozialer und politischer 
Infrastruktur genutzt wird.



153

Fallstudien aus drei schrumpfenden ländlichen Gemeinden

Im Folgenden sollen zentrale rgebnisse ethnogra scher Fallstudien resümiert werden, bei denen 
in drei schrumpfenden l ndlichen Gemeinden untersucht wurde, wie zivilgesellscha liche Akteur_
innen mit den Folgen demogra scher Ver nderungen umgehen. Zwischen 2014 und 2015 wurden 
dazu mehrwöchige Forschungsaufenthalte in je einer Gemeinde im Landkreis Stendal (Sachsen-An-
halt), im Landkreis Tirschenreuth (Bayern) und im Landkreis Vulkaneifel (Rheinland-Pfalz) durch-
geführt. Dabei konnten ca. 40 Interviews mit Bürgermeister_innen, Kommunalpolitiker_innen, 
Vereinsvorsitzenden und anderen ngagierten geführt werden.

In dem sachsen-anhaltinischen Dorf wurde zu Beginn des Schuljahres 2013 2014 die Grundschule 
geschlossen. Im Vorfeld der Schlie ung entstand aus einer Gruppe bis dahin nicht besonders 
aktiver Bewohner_innen eine Bürgerinitiative, die Proteste gegen die drohende Schlie ung or-
ganisierte. Nachdem die Schule geschlossen wurde, der Protest also gescheitert war, fusionierte 
die Initiative mit dem ortsans ssigen Förderverein für den Kindergarten. Die Bürger_innen organi-
sierten von nun an gemeinsam Dorfverschönerungsakti-
onen, um als Kompensation für den Schulwegfall die At-
traktivit t des Ortes zu erhalten. Mit dieser Ver nderung 
des Ortes wandelte sich auch das Bewusstsein einiger 
Dorfbewohner_innen für die lokale Politik. s entstand 
eine neue, parteiunabh ngige Wahlgemeinscha , die 
zur Kommunalwahl erfolgreich über eine gemeinsame 
Liste antrat und in der Folge sogar die neue Bürgermeis-
terin stellte.

Das bayerische Dorf dagegen war immer schon stark in Strategien des Landkreises zum Umgang 
mit demogra schen Ver nderungen eingebunden, der zum Beispiel ein Rufbussystem zur r-
g nzung des regul ren PNV initiierte. in kommunaler Zweck- bzw. Interessenverband, der im 
Landkreis existierte, versuchte in zwei Demogra ekonferenzen, zusammen mit inwohner_innen 
Ma nahmen zu verschiedenen demogra schen Themenfeldern zu entwickeln. Im Ort selbst gab 
es eine Seniorenbeau ragte, deren Posten aus einer institutionellen Kooperation von Landkreis, 
Bürgermeister und katholischer Kirche hervorgegangen war. Darüber hinaus waren kaum zivilge-
sellscha lich organisierte Umgangsweisen im Ort 
zu nden. s gab zwar sehr viele Vereine im Ort 
und die inwohner_innen waren h u g in meh-
reren gleichzeitig engagiert, aber gerade deshalb 
sahen sie kein Potenzial mehr, sich zus tzlich zu 
engagieren. Der neu gew hlte Bürgermeister da-
gegen hatte im Dorf eine Senior_innengruppe or-
ganisiert, die ehrenamtlich kommunale Arbeiten 
übernahm, etwa die P ege von Grün chen oder 
Hausmeistert tigkeiten im Kindergarten.

Strukturen des ngagements im l ndlichen Raum

von nun an gemeinsam 
Dorfverschönerungsaktionen, 
um als Kompensation für den 
Schulwegfall die Attraktivität 
des Ortes zu erhalten.

Ein kommunaler Zweck- bzw. 
Interessenverband versuchte in 
einem bayerischen Dorf in zwei 

Themenfeldern zu entwickeln. 



154

Im Ort in Rheinland-Pfalz gab es ebenfalls kommunalpolitisch organisierte Bew ltigungsversuche 
des demogra schen Wandels. Aus Mitteln des Landes zur Dorferneuerung wurde hier ein zentraler 
Platz in der Dorfmitte neu gestaltet. Die inwohner_innen wurden im Rahmen von Bürgerforen und 
Arbeitsgruppen eingebunden. Daneben gingen von den Vereinen des Ortes jedoch keine Initiativen 
aus, die auf die Bew ltigung des demogra schen Wandels zielten  mit Ausnahme der Rekrutierung 
neuer Mitglieder für den rhalt der lokalen Vereine. inige dieser Vereine waren stark überaltert, 
hatten langj hrig gleich besetzte Vorst nde und konnten kaum neue Mitglieder rekrutieren. Im Ort 
fanden sich jedoch auch Vereine, die dieses Problem durch Kooperationen mit Vereinen in anderen 
Orten lösten. So fusionierten sowohl der Sport- als auch der Musikverein mit den entsprechenden 
Vereinen der Nachbarorte. Der Karnevalsverein wurde durch die Gründung einer Theatergruppe für 
neue Mitglieder attraktiv. Die von ihr organisierten Theaterstücke wurden über den Ort hinaus so 
bekannt und erfolgreich, dass der Verein selbst dadurch an Aufmerksamkeit gewann.

In allen drei Orten wurden Geselligkeit und Freizeit-
gestaltung vor allem über die Aktivit t in Vereinen or-
ganisiert, die Feuerwehr war dabei überall die wich-
tigste organisierende und unterstützende Institution. 
In Rheinland-Pfalz und Bayern waren darüber hinaus 
die Kirche und ihr nahestehende Organisationen von 
Bedeutung.

Zwischen der Vereinslandscha  des Ortes in Sachsen-Anhalt einerseits und den Strukturen des 
ngagements in den Orten in Rheinland-Pfalz und Bayern andererseits lassen sich aber deutliche 

Unterschiede feststellen. Diese haben ihren Ursprung darin, dass Auspr gungen zivilgesellscha li-
chen ngagements in Sachsen-Anhalt bedingt durch die Zeit der DDR sowie des Systemumbruchs 
1989 90 nicht in gleichem Ma e tradiert sind wie in den westdeutschen Orten. Sowohl in Bayern 
als auch in Rheinland-Pfalz fanden sich sehr traditionelle Vereinslandscha en, die durchgehend 
vom Mehrfachengagement der inwohner_innen gepr gt waren. Da diese Personen in aller Regel 
schon mit ihrem bestehenden ngagement ausgelastet waren, el es etablierten Vereinen schwer, 
neue Mitglieder zu rekrutieren. Gleiches gilt für die Bew ltigung demogra scher Herausforderun-
gen. Auch da fehlte es den Bewohner_innen an der Möglichkeit, sich noch st rker zu engagieren. 
Dementsprechend gingen Bew ltigungsversuche von den kommunalpolitischen Akteur_innen vor 
Ort aus. Im sachsen-anhaltinischen Dorf konnte sich dagegen gerade aufgrund des Potenzials an 
bisher nicht so stark engagierten inwohner_innen eine neue Initiative gründen, die sich gegen 
die Schulschlie ung einsetzte.

Die Bew ltigung demogra scher Herausforderungen durch zivilgesellscha liche Akteur_innen, wie 
in Rheinland-Pfalz bei der Neuausrichtung einiger Vereine oder in Sachsen-Anhalt bei der Organi-
sation des Protests gegen die Schulschlie ung, ging von ganz bestimmten Personengruppen aus. 
Initiativ waren in beiden F llen entweder Zugezogene mit einem st dtischen Kontext oder jüngere 

rwerbst tige (h u g mit Hochschulabschluss).

Traditionelle Formen bürgerscha lichen ngagements sind in aller Regel in Vereinen organisiert. 

Christoph Schubert

Im Ort in Rheinland-Pfalz gab 
es ebenfalls kommunalpolitisch 
organisierte Bewältigungsversuche 
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Das T tigkeitsspektrum von Vereinen im l ndlichen Raum folgt meistens einem bestimmten zeit-
lichen Zyklus  So werden Feste j hrlich gefeiert, Spenden halbj hrlich gesammelt und Sportver-
anstaltungen nden etwa im Zweimonatsrhythmus statt. Solch traditionelles ngagement wird 
auch als Form des alten hrenamts  bezeichnet (Braun 2008). Gerade jedoch die Bürgerinitiative 
in Sachsen-Anhalt verdeutlicht, dass Innovationen bzw. Lösungen für bestimmte soziale Probleme, 
Krisen bzw. Herausforderungen durch projektförmiges ngagement entwickelt werden können. 
Problemfokussierung, zeitliche Begrenzung und eine gewisse (Semi-)Professionalit t zeichnen das 
aus, was man als neues hrenamt  versteht (Braun 2008). Das neue  bürgerscha liche ngage-
ment lebt davon, eigene Themen zu benennen und selbstbestimmte Wege zur Lösung von Proble-
men zu entwickeln. Das gilt im l ndlichen wie im st dtischen Raum  (Koch 2011  35). Formen des 
Umgangs mit demogra schen Herausforderungen gehen von zivilgesellscha lichen Akteur_innen 
vor allem dann aus, wenn sie aus Strukturen des neuen ngagements entstehen können, da diese 

exibel und o en genug sind. Das Beispiel der Bürgerinitiative in Sachsen-Anhalt, die mit einem 
bestehenden Verein fusionierte, zeigt zugleich, wie sich solche neuen Formen des ngagements 
wieder in die etablierten Formen des ngagements transformieren, also vereinsförmig organisiert 
und strukturiert werden. Die Besonderheit des so entstandenen Vereins ist dann, dass das par-
tikulare Interesse des Vereins bei der Bew ltigung bestimmter lokaler Herausforderungen liegt 
(Schubert 2018).

Fazit

Im Zentrum des Beitrags stand die Beschreibung 
von Strukturen zivilgesellscha lichen ngagements 
sowie ihrer Ver nderung durch Umgangsweisen 
mit den Folgen des demogra schen Wandels. So 
wurde am Beispiel einer sachsen-anhaltinischen 
Gemeinde gezeigt, wie durch Formen des Protests 
auf den Abbau von Bildungsinfrastruktur projekt- 
und initiativenförmige Strukturen des ngage-
ments entstehen und wie diese im Laufe der Zeit 
in die bestehenden Institutionen des ngagements 
integriert werden. Der bayerische Fall in einer Gemeinde, in der es kaum noch Ressourcen für 
zus tzliches ngagement gibt, beschreibt, wie durch die Initiative und Moderation einzelner kom-
munalpolitischer Akteur_innen neue Strukturen des ngagements entstehen. Schlie lich wurde 
anhand der Gemeinde aus Rheinland-Pfalz verdeutlicht, wie in Vereinen auf die Herausforderungen 
des demogra schen Wandels durch Kooperationen mit hnlichen Vereinen aus anderen Orten 
reagiert werden kann. Insgesamt deuten die drei Fallstudien auf ein ambivalentes Verh ltnis zwi-
schen (1.) den Anforderungen an zivilgesellscha liches ngagement im l ndlichen Raum, (2.) den 
dazu verfügbaren lokalen Strukturen des ngagements und ihrer inbettung in kommunalpoliti-
sche Strukturen und Verwaltungsstrukturen sowie (3.) den Möglichkeiten der ngagierten für einen 
Umgang mit demogra schen Krisen hin.

Strukturen des ngagements im l ndlichen Raum

Formen des Umgangs mit 

wenn sie aus Strukturen des neuen 
Engagements entstehen können, da 
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Ambivalent an diesem Verh ltnis ist  Den politischen Appellen an zivilgesellscha liches ngage-
ment kann zum einen o  schon daher nicht entsprochen werden, weil in den Vereinen der Orte 
kaum (strukturelle) Möglichkeiten bestehen, sich 
für neue Aufgaben zu engagieren und o  auch 
kommunale Verwaltungsstrukturen nicht exi-
bel genug sind, um in einzelnen Orten individu-
elle Handlungsspielr ume zuzulassen (Baade et 
al. 2007  80, Schubert 2018). Zum anderen kön-
nen demogra sche Krisen jedoch Reformen der 
Strukturen des ngagements auslösen, neue Per-
sonen zum ngagement motivieren und so das 

ngagement in den Dörfern st rken. Unberührt da-
von bleibt aber, dass eine tats chliche Bew ltigung demogra scher Herausforderungen jen-
seits der Reorganisation des eigenen Vereins kaum gelingt und eine Auslagerung staatli-
cher Aufgaben in die Zivilgesellscha  als höchst problematisch empfunden werden muss. 
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